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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der Landeshauptstadt Saarbrücken, im 
Stadtteil St. Johann, befindet sich in zentra-
ler Lage am Rotenbühl die Bruch-Brauerei.

Nachdem die Brauerei-Nutzung auf dem 
Gelände an der Scheidter Straße aufgege-
ben wird, soll auf dem Gelände ein neues 
Quartier entstehen, unter Erhalt bzw. Re-
konstruktion der prägenden Fassadenstruk-
turen der Bruch-Brauerei.

Entlang der Scheidter Straße ist eine vierge-
schossige Bebauung geplant, sowie ein 
weiterer Gebäuderiegel im rückwärtigen 
Grundstücksbereich, wo sich heute das 
Marstallgebäude befindet. Verbunden wer-
den sollen diese beiden Riegel über ein 
dreigeschossiges Gebäude im Westen.

Die Erschließung erfolgt über die unmittel-
bar angrenzende Scheidter Straße, der ru-
hende Verkehr kann vollständig auf dem 
Privatgrundstück - in einer Tiefgarage - 
untergebracht werden.

Die Zulässigkeit von Vorhaben im Planungs-
gebiet richtet sich derzeit nach § 34 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile). Dem-
nach ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn es 
sich in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt. Mit dem bestehenden Gebäudevo-
lumina der Bruchbrauerei handelt es sich 
aber bereits heute um eine atypische Situa-
tion.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit des Plan-
vorhabens bedarf es daher der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes.

Die zukünftige Bebauung des Bruch-Areals 
hat zudem Auswirkungen auf den Zulässig-
keitsmaßstab in der angrenzenden Umge-
bung und löst eine Vorbildwirkung aus. Um 
städtebaulich nicht gewünschte Entwick-
lungen im weiteren Umfeld des Bruch-
Areals auszuschließen, wurde der Geltungs-
bereich daher auf die östlich und westlich 

angrenzenden Grundstücke entlang der 
Scheidter Straße ergänzt. Die Bebauung in 
diesen Bereichen soll im Bestand festge-
schrieben werden. Geringfügige Erweite-
rungen sind auch hier möglich.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken hat somit nach § 1 Abs. 3 BauGB und 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Einleitung des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen. Der Bebauungsplan soll dabei 
im zweistufigen Regelverfahren aufgestellt 
werden.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes sind dem beigefüg-
ten Lageplan zu entnehmen. Er umfasst 
eine Fläche von ca. 2,3 ha.

Mit der Erstellung des Bebauungsplans und 
der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt, mit der Erstel-
lung des Umweltberichts die ARK Umwelt-

Orthofoto mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: Geoportal Saarland; Bearbeitung: Kernplan
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planung und -consulting Partnerschaft, 
Paul-Marien-Straße 18, 66111 Saarbrü-
cken.

Zur Untersuchung der potenziellen Ge-
räuschimmissionen wurde die SGS-TÜV 
Saar GmbH mit der Erstellung eines schall-
technischen Gutachtens beauftragt. Dieses 
ist zu dem Ergebnis gekommen, dass bei 
Beachtung der getroffenen, passiven  
Schallschutzmaßnahmen das Vorhaben um-
setzbar ist.

Darüber hinaus wurde das Planungsteam 
Gänssle GmbH, Saarbrücken mit der Erstel-
lung eines Verkehrsgutachtens beauftragt. 
Das Gutachten zu den geplanten Nutzun-
gen des Bruch-Areals ist zu dem Ergebnis 
gekommen, dass aus verkehrsplanerischer 
Sicht einer Realisierung des Planvorhabens 
nichts entgegen spricht. 

Flächennutzungsplan

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungsplä-
ne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln.

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bands Saarbrücken stellt das Plangebiet als 
Wohnbaufläche bzw. den Bereich der ehem. 
Bruch-Brauerei als gemischte Bauflächen 
dar. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 
BauGB ist somit nicht vollständig erfüllt.

Der Flächennutzungsplan wird daher ge-
mäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren 
durch den Regionalverband Saarbrücken 
geändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet ist zentral im Saarbrücker 
Stadtteil St. Johann gelegen, unmittelbar 
nördlich des Friedhof-Areals.

Der Geltungsbereich des Plangebietes wird 
dabei wie folgt begrenzt:

• Im Norden durch die angrenzende 
Wohnbebauung der Gustav-Bruch-Stra-
ße inkl. der privaten Grün- und 
Freiflächen (Gärten),

• im Osten durch einen öffentlichen Fuß-
weg (Ernst-Wagner-Weg),

• im Süden durch die Straßenverkehrsflä-
che der Scheidter Straße (Straßenmitte) 
sowie

• im Westen durch die angrenzende 
Wohnbebauung der Scheidter Straße 
Hs.-Nr. 1 sowie der Straße „Im Heim-
garten“ Hs.-Nr. 19 und 21 inkl. der pri-
vaten Grün- und Freiflächen (Gärten).

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet umfasst das Areal der 
Bruch-Brauerei im Bereich der Scheidter 
Straße sowie die unmittelbar östlich und 
westlich daran angrenzende Bebauung 
(Scheidter Straße Hs.-Nr. 6 bis zum Ernst-
Wagner-Weg).

Jahrelang durch die Produktionsstätte der 
Bruch-Brauerei geprägt, wurde diese zwi-
schenzeitlich verlagert, sodass sich auf dem 

Bruch-Gelände derzeit nur noch der Hofver-
kauf befindet.

Die östliche und westliche Umgebung des 
Bruch-Areals ist durch Wohnnutzungen so-
wie das Wohnen nicht wesentlich störende 
Nutzungen geprägt (u. a. Tierarzt, Friseursa-
lon, Neuapostolische Kirche).

Das Plangebiet ist somit bereits größtenteils 
bebaut und entsprechend versiegelt, ledig-
lich in den rückwärtigen Grundstücksberei-
chen finden sich private Grünstrukturen 
(Gärten).

In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet be-
finden sich u. a. Einrichtungen der öffentli-
chen und sozialen Infrastruktur (u. a. Fried-
hof St. Johann, Gymnasium am Rothenbühl, 
HTW) sowie verschiedene Gewerbe-, 
Dienstleistungs-, Gastronomie- und Einzel-
handelsbetriebe (u. a. Friseursalons, Rechts-
anwaltskanzleien, Cafés, Winefactory, Blu-
menladen, etc.).

Die nächsten Lebensmittelmärkte finden 
sich ca. 800 m nördlich (Netto-Markt) bzw. 
1,5 km südwestlich (Aldi Süd, Lidl, Edeka) 
entfernt.

Die Flächen befinden sich - mit Ausnahme 
der Straßenverkehrsfläche der Scheidter 
Straße - vollständig in Eigentum von Privat-
personen. Das Areal der Bruch Brauerei ist 
dabei im Eigentum eines Projektentwick-
lers, sodass von einer zügigen Entwicklung 
dieser Fläche ausgegangen werden kann.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes; Quelle: Vermessungs- & Geoinformationsamt Saarbrücken; Bearbeitung: 
Kernplan

Blick auf das Bestandsgebäude der ehem. Bruch-Brauerei sowie der westlich angrenzenden Bebauung
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Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Norden in Richtung 
Süden stark ab. Die Topografie hat insbe-
sondere Auswirkungen auf die 
Geschossigkeit der Baukörper, Geländemo-
dellierungen und die Entwässerung.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist bereits heute über die 
Scheidter Straße an das örtliche und im wei-
teren Verlauf über die westlich gelegene 
Dudweilerstraße (B 41) an das überörtliche 
Verkehrsnetz (BAB 620 / BAB 623) ange-
bunden.

Der Hauptbahnhof Saarbrücken sowie die 
Fußgängerzone (Bahnhofstraße) sind mit 
dem PKW in weniger als 10 Minuten zu er-
reichen.

Die nächsten Autobahn-Anschlussstellen 
finden sich ca. 1,5 km in südwestlicher 
Richtung (BAB 620 - AS 18 „Bismarckbrü-
cke“) bzw. ca. 4,5 km in nordwestlicher 
Richtung (BAB 623) entfernt.

Darüber hinaus ist auch die ÖPNV-Anbin-
dung des Gebietes sehr gut. Im Bereich der 
Scheidter Straße befinden sich mehrere 
Bushaltestellen. Ab hier bestehen u. a. An-
bindungsmöglichkeiten in Richtung Rat-
haus Saarbrücken (ca. 10 min), in Richtung 

der Universität (ca. 15 min) sowie in Rich-
tung des Saarbasars (ca. 20 min).

Der ruhende Verkehr kann vollständig auf 
den Privatgrundstücken - im Bereich des 
Bruch-Areals in einer Tiefgarage - unterge-
bracht werden.

Externe Erschließungsanlagen bedarf es zur 
Realisierung des Vorhabens nicht.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung / Nut-
zung bereits grundsätzlich vorhanden (Was-
ser, Elektrizität etc.).

Die nach § 49 a SWG geltenden Vorgaben 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind hier eigentlich 

Bestehende Wohnbebauung im Bereich der Scheidter Straße (östlich der Bruch-Brauerei)

Kanalplan Scheidter Straße, ohne Maßstab; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken
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nicht zwingend anzuwenden, da das Grund-
stück vor dem Jahr 1999 bereits bebaut, da-
mit befestigt und an die öffentliche Kanali-
sation angeschlossen war.

Die Entwässerung des Plangebietes soll 
dennoch im Trennsystem erfolgen.

Das Schmutzwasser ist in den bestehenden 
Schmutzwasserkanal im Bereich der 
Scheidter Straße einzuleiten.

Das auf dem Grundstück anfallende 
Niederschlagswasser ist vollständig auf 
dem Grundstück zu versickern.

Sollte eine Versickerung technisch oder 
rechtlich nicht möglich sein, ist das anfal-
lende Niederschlagswasser durch geeignete 
Maßnahmen (z. B. Dachbegrünung, Reten-
tionszisternen, etc.) auf dem Grundstück 
zurückzuhalten und gedrosselt dem vorhan-
denen Regenwasserkanal im Bereich der 
Scheidter Straße zuzuführen. Die konkreti-
sierten Planungen / Detailplanungen sind 
vor der Bauausführung mit der ZKE abzu-
stimmen.

Verkehrsgutachten

Zur Beurteilung der Qualität des Verkehrs-
ablaufs nach HBS 2015 des geplanten Vor-
habens der Innovatis GmbH auf dem Areal 
der ehemaligen Bruch Brauerei wurde vom 
Planungsteam Gänssle GmbH, Saarbrücken 
ein Verkehrsgutachten erstellt. 

Dieses ist zu folgendem Ergebnis gekom-
men:

„Die vorfahrtgeregelte Wohnquartiersan-
bindung an die Scheidter Straße weist an-
hand des Simulationsergebnisses die dafür 
erforderliche Leistungsfähigkeit auf. Die 
Wohnquartiersausfahrt in Richtung 
Scheidter Straße kann als Mischspur betrie-
ben werden.

Entsprechend Tabelle 44 der RASt 06 wer-
den im vorliegenden Fall keine baulichen 
Maßnahmen (Aufstellbereich bzw. Linksab-
biegestreifen) im Zuge der Scheidter Straße 
notwendig.

Die erforderliche Haltesichtweite (47 m bei 
einer Geschwindigkeit von 50 km/h) wird 
eingehalten. Zur Sicherstellung der Anfahr-
sichtweite (70 m bei einer Geschwindigkeit 
von 50 km/h) sind entsprechenden Sicht-
felder freizuhalten, insbesondere in Rich-
tung Rotenbühl blickend.

Die geplante Wohnquartiersanbindung an 
die Scheidter Straße sollte als Grundstücks-

zufahrt angelegt werden. Hierbei sind bei 
den Gehwegüberfahrten die entsprechen-
den planerischen und baulichen Maßnah-
men nach den Richtlinien für die Anlage von 
Stadtstraßen (RASt 06) zu beachten.“

(Quelle: Verkehrsgutachten; Planungsteam 
Gänssle GmbH, Saarbrücken; Stand: 07/2023)

Schalltechnisches Gutachten

„Die Innovatis GmbH, Saarbrücken, plant 
die Errichtung einer Wohnanlage auf dem 
ehemaligen Brauereigelände (Bruch-Areal) 
in der Scheidter Str. 24 - 42 im Stadtteil St. 
Johann der Landeshauptstadt Saarbrücken.

Das ehemalige Brauereigelände mit einer 
Fläche von ca. 0,7 ha ist zurzeit bebaut. Be-
stehende Gebäude sollen teilweise in 
Wohngebäude umgenutzt werden. Zusätz-
lich sollen neue Gebäude errichtet werden.

Die Stadt Saarbrücken plant hierzu die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 136.20.00 
„Bruch-Areal und Umfeld“ im Stadtteil St. 
Johann.

Das Plangebiet befindet sich nordwestlich 
der Scheidter Straße ca. 1,5 km östlich des 
Stadtkerns der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
ist die Vorlage eines schalltechnischen Gut-
achtens zu den Geräuschemissionen und 
-immissionen durch den Parkverkehr nach 
der Errichtung einer Wohnanlage erforder-
lich. Des Weiteren wurde die Untersuchung 
der Verkehrsgeräuschimmissionen im 
Plangebiet gefordert. Ergänzend sollten die 
Auswirkungen der geplanten Baukörper im 

Plangebiet im Hinblick auf Reflexionen von 
Verkehrsgeräuschen untersucht werden.

Die SGS-TÜV Saar GmbH wurde von der In-
novatis GmbH mit der Erstellung eines ent-
sprechenden Gutachtens beauftragt.

Zusammenfassung und Ergebnis 
der Untersuchung

Die von dem Zu- und Abfahrverkehr der 
Tiefgarage der geplanten Wohnanlage aus-
gehenden Geräusche wurden nach der 
Parkplatzlärmstudie des Bayerischen Lan-
desamtes für Umweltschutz, 6. Auflage 
2007 berechnet.

Der Zu- und Abfahrtsverkehr zum Innenhof 
wurde nach den RLS-90 berechnet.

Die Ermittlung der dadurch an den maßgeb-
lichen Immissionsorten zu erwartenden Ge-
räuschimmissionen erfolgte mit Hilfe einer 
Schallausbreitungsberechnung nach DIN 
ISO 9613-2. Die Beurteilungspegel wurden 
gemäß TA Lärm gebildet und mit den Im-
missionsrichtwerten der TA Lärm verglichen.

Das Plangebiet unterliegt Geräuschimmis-
sionen durch die südlich angrenzende 
Scheidter Straße.

Die Verkehrsmengen auf der Scheidter Stra-
ße wurden von der Stadt Saarbrücken zur 
Verfügung gestellt.

Das Plangebiet unterliegt darüber hinaus 
Schienenverkehrslärmimmissionen von der 
westlich verlaufenden zweigleisigen Bahnli-
nie 3250 Saarbrücken – Mannheim und der 
eingleisigen Bahnlinie 3251 Saarbrücken – 
Saargemünd. Die Verkehrsmengenangaben 

Bestehende Wohnbebauung im Bereich der Scheidter Straße (westlich der Bruch-Brauerei)
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für das Prognosejahr 2030 wurden von der 
DB Netz AG vorgelegt.

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
wurden die Geräuschimmissionen durch 
den Verkehr auf der Scheidter Straße nach 
den RLS-19 berechnet.

Die Berechnung der von dem Schienenver-
kehr ausgehenden Geräuschemissionen 
und der damit verbundenen Geräuschim-
missionen im Plangebiet erfolgte nach der 
Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV, Anlage 2, Berechnung des Be-
urteilungspegels für Schienenwege (Schall 
03).

Die berechneten Geräuschimmissionen 
durch den Straßen- und Schienenverkehr 
wurden mit den Orientierungswerten für 
Verkehrslärm in DIN 18005 Beiblatt 1, so-
wie mit den Immissionsgrenzwerten der 16. 
BImSchV verglichen.

In einem weiteren Untersuchungsschritt 
wurden aus den berechneten Immissions-
pegeln die maßgeblichen Außenlärmpegel 
nach DIN 4109-2:2018-01 berechnet.

Zudem sollten die Auswirkungen der ge-
planten höheren Baukörper im Bereich des 
Bruch-Areals im Hinblick auf Reflexionen 
von Verkehrsgeräuschen untersucht wer-
den. Die Verkehrsgeräuschemissionen des 
Straßen- und Schienenverkehrs wurden aus 
Abschnitt Nr. 6 des vorliegenden Gutach-
tens übernommen. Für die jeweiligen Teil-
strecken wurde der Zuschlag für Mehrfach-
reflexionen im Bestand und im Planfall mit 
Baukörpern mit der gemäß Bebauungsplan 
maximal zulässigen Höhe ermittelt.

Die an den in Abschnitt 4 aufgeführten Im-
missionsorten berechneten Immissionspe-
gel der Verkehrsgeräusche für den Be-
stands- und Planfall wurden gegenüberge-
stellt.

Die einzelnen Untersuchungsergebnisse 
sind in den nachfolgenden Abschnitten zu-
sammengefasst.

Verkehrsgeräuschimmissionen im 
Plangebiet

Der Vergleich der ermittelten Beurteilungs-
pegel der Verkehrsgeräusche mit den zuläs-
sigen Werten (Orientierungswerte bzw. Im-
missionsgrenzwerte) ergibt die folgende Bi-
lanz:

• Die Orientierungswerte der DIN 18005 
werden demnach am Tag um bis zu 14 

dB(A) und nachts um bis zu 20 dB(A) 
überschritten

• Die Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV werden tags um bis zu 10 
dB(A) und nachts um bis zu 16 dB(A) 
überschritten

Aufgrund der ermittelten Überschreitungen 
der zulässigen Geräuschimmissionen im 
Plangebiet sind Schallschutzmaßnahmen 
notwendig. Folgende Schallschutzmaßnah-
men sind grundsätzlich möglich:

• Maßnahmen an der Schallquelle (aktive 
Schallschutzmaßnahmen)

• Einhalten von Mindestabständen

• Maßnahmen auf dem Ausbreitungsweg 
(passive Schallschutzmaßnahmen)

• Grundrissorientierung schutzbedürfti-
ger Aufenthaltsräume

• Schallschutzmaßnahmen am Gebäude

Die verschiedenen Maßnahmen werden 
hinsichtlich des hier betrachteten Vorha-
bens wie folgt bewertet:

Eine Maßnahme an der Schallquelle (aktive 
Schallschutzmaßnahme) wäre im vorliegen-
den Fall z. B. eine Reduzierung der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit auf der 
Scheidter Straße. Die Wirksamkeit dieser 
Maßnahme ist aber auf ca. 3 dB(A) be-
grenzt.

Die Abstände der Baufenster von den um-
liegenden Straßen könnten erhöht werden, 
dies würde allerdings die nutzbare Fläche 
im Plangebiet stark reduzieren.

Passive Schallschutzmaßnahmen im Sinne 
einer Lärmschutzwand sind im vorliegenden 
Fall nicht umsetzbar und für die oberen Ge-
schosse der Gebäude auch nicht wirksam.

Sinnvoll ist in jedem Fall eine geeignete 
Grundrissgestaltung der Gebäude. Schutz-
bedürftige Räume sollten vorzugsweise auf 
den von dem Verkehrslärm abgewandten 
Gebäudeseiten angeordnet werden.

Bei der Errichtung von Gebäuden grund-
sätzlich zu beachten ist die Norm DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“. Durch die Fest-
legung eines mindestens erforderlichen 
Schalldämm-Maßes für die Außenbauteile 
von schutzbedürftigen Räumen wird sicher-
gestellt, dass die von außen in die Räume 
eindringenden Geräusche auf ein akzeptab-
les Maß reduziert werden. Dadurch wird 
eine weitgehend uneingeschränkte Nut-
zung der Wohnräume in Gebäuden auch in 
Bereichen, in denen erhöhte

Geräuschimmissionen vorliegen, die nicht 
durch andere Maßnahmen vermindert wer-
den können, ermöglicht.

Für das Plangebiet ergeben sich daraus fol-
gende Forderungen:

• Alle neuen Gebäude mit schutzbedürfti-
gen Nutzungen sind hinsichtlich des 
Schutzes vor Außenlärm gemäß den An-
forderungen der Norm DIN 4019- 
01:2018-01 auszuführen.

• Im Fall von Überschreitungen während 
der Nacht sind Wohn- und Schlafräume 
mit fensterunabhängigen Lüftungsein-
richtungen auszustatten, um eine 
Sauerstoffzufuhr bei geschlossenen 
Fenstern zu gewährleisten. Der Maß-
stab für eine solche Maßnahme sollte 
die Überschreitung der Orientierungs-
werte der DIN 18005 sein.

Grundlage für die Ermittlung der erforderli-
chen Schalldämmung der Außenbauteile 
von Gebäuden nach DIN 4109 ist der soge-
nannte maßgebliche Außenlärmpegel. Aus 
diesem wird das gesamte bewertete Bau-
Schalldämm-Maß R’w.ges der Außenbau-
teile von schutzbedürftigen Räumen be-
rechnet.

Die ermittelten maßgeblichen Außenlärm-
pegel und erforderlichen gesamten bewer-
teten Bau-Schalldämm-Maße R’w.ges der 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen kön-
nen den Tabellen (vgl. Blatt 35 und 36 des 
Gutachtens) entnommen werden.

Bis zu einem gesamten bewerteten Bau-
Schalldämm-Maß von ca. R‘w,ges = 35 dB 
ergeben sich keine gegenüber einer übli-
chen Bauweise erhöhten Anforderung an 
die Schalldämmung der Außenbauteile. Da-
rüber steigen die Anforderungen insbeson-
dere an die Fenster an.

Die entsprechenden Anforderungen an die 
Gebäude im Plangebiet sind teilweise als 
hoch einzustufen.

Auswirkungen der höheren Baukör-
per im Plangebiet

Im Bebauungsplan sollen im Bereich des 
Bruch-Areals Scheidter Straße 24 – 42 hö-
here Baukörper im Vergleich zur Bestands-
bebauung zulässig sein. Im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung sollten die Aus-
wirkungen der geplanten höheren Baukör-
per im Bereich des Bruch-Areals im Hinblick 
auf Reflexionen von Verkehrsgeräuschen 
untersucht werden.
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Die Berechnungen ergaben zu erwartende 
Pegeländerungen gegenüber der Ist-Situa-
tion im Bereich von -0,5 dB(A) bis 0,1 dB(A) 
zu erwarten. Eine relevante Pegelerhöhung 
ist danach nicht zu erwarten.

Parkverkehr der geplanten Wohn-
anlage

In den Tabellen (vgl. Blatt 37 des Gutach-
tens) werden die in der vorliegenden Unter-
suchung ermittelten Beurteilungspegel der 
Geräuschimmissionen durch den Zu- und 
Abfahrtverkehr auf der Zufahrt zur Tiefgara-
ge und zum Innenhof der auf dem Bruch-
Areal in der Scheidter Straße 24 – 42 in 
Saarbrücken geplanten Wohnanlage den an 
den maßgebenden Immissionsorten nach 
TA Lärm geltenden Immissionsrichtwerten 
tagsüber und nachts gegenübergestellt.

Die ermittelten Beurteilungspegel unter-
schreiten den an den betrachteten Immis-
sionsorten geltenden Immissionsrichtwert 
tags um mindestens 6 dB(A).

Die ermittelten Beurteilungspegel unter-
schreiten den an den betrachteten Immis-
sionsorten geltenden Immissionsrichtwert 
nachts ebenfalls um mindestens 7 dB(A).

Der Vergleich zeigt, dass die Immissions-
richtwerte der TA Lärm von den ermittelten 
Beurteilungspegeln an allen Immissionsor-
ten um mindestens 6 dB(A) unterschritten 
werden. Die Zusatzbelastung durch die ge-
plante Wohnanlage ist gemäß Nr. 3.2.1 Abs. 
2 der TA Lärm somit als nicht relevant anzu-
sehen. Eine Betrachtung der Vorbelastung 
ist nicht erforderlich.

Der nach TA Lärm tags und nachts zulässige 
Wert für kurzzeitige Geräuschspitzen wird 
an allen betrachteten Immissionsorten 
unterschritten.

(Quelle: Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungs-
plan „Bruch-Areal und Umfeld“ im Stadtteil St. Johann 
der Landeshauptstadt Saarbrücken, Ermittlung und Be-
urteilung der Geräuschimmissionen durch den Parkver-
kehr auf dem Bruch-Areal nach der Errichtung einer 
Wohnanlage; SGS-TÜV Saar GmbH; Stand: 
08.02.2024)

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB verlangen eine Prüfung des Bau-
landbedarfs, die kritische Würdigung sich 
aufdrängender Standortalternativen, sowie 
in Grundzügen alternative Formen der Bo-

dennutzung und Erschließung. Dadurch 
wird sichergestellt, dass der geplante Stand-
ort private und öffentliche Belange so ge-
ring wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird 
das Ziel verfolgt, das Areal der Bruch-Braue-
rei im Saarbrücker Stadtteil St. Johann einer 
neuen Nutzung zuzuführen und den Bereich 
neu zu entwickeln und zu gestalten. 
Gleichzeitig soll die Umgebungsbebauung 
im Bestand gesichert werden.

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich somit um die Nachverdichtung einer 
Fläche im infrastrukturell erschlossenen In-
nenbereich. Andere Standorte für eine 
Wohnbebauung oder Nutzungsalternativen 
für die Flächen drängen sich aufgrund des 
Vorrangs der Innenentwicklung nach § 1 
Abs. 5 Satz 3 BauGB und der bestehenden 
Umgebungsnutzung nicht auf.

Es handelt sich bei der geplanten Bebauung 
um die Nachverdichtung eines bereits er-
schlossenen Grundstücks, was die be-
stehende Infrastruktur effizienter auslastet 
und perspektivisch die Inanspruchnahme 
von Flächen im Außenbereich verhindert 
(sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
gem. § 1a Abs. 2 BauGB).

Zudem wird durch das Planvorhaben eine 
bereits bestehende Bebauung im Bestand 
festgeschrieben und damit gesichert.

Alternative Standorte wurden daher nicht 
betrachtet.

Gleichzeitig kann ein Teil des bestehenden 
Bedarfs nach Wohneinheiten in zentraler 
Lage gedeckt werden.

Städtebauliche Konzeption

Die Firma Innovatis GmbH möchte das Areal 
der Bruch-Brauerei im Saarbrücker Stadtteil 
St. Johann neu entwickeln.

Die aktuelle Projektbeschreibung sieht da-
bei folgendes architektonisches Konzept 
vor:

„Um das 7.210 m2 große Gelände neu zu 
beleben sollen Mehrfamilienhäuser entste-
hen. Hier sollen 80 bis 120 Wohneinheiten 
in den fünf Baukörpern untergebracht wer-
den. In gefragter Wohngegend in der Lan-
deshauptstadt Saarbrücken und mit Nähe 
zur Innenstadt, schafft das neue Quartier 
neuen Wohnraum in St. Johann.

Am westlichen Ende des bestehenden Fir-
mengeländes soll ein Gebäude entstehen, 
welches das derzeitige in seiner Form er-
setzt und dabei wichtige Gestaltungsmerk-
male, wie den Turm am Eckpunkt des Ge-
bäudes, die Fensterformate oder auch den 
abgetreppten Giebel wieder aufnimmt. 

Hierdurch bleibt ein Bezug zu der in Saar-
brücken bekannten Brauerei im neuen 
Quartier bestehen.

Das gesamte Quartier erhält eine im Unter-
geschoss liegende Tiefgarage, wodurch die 
Innenhofsituation des Wohnquartiers auto-
frei gestaltet wird und eine direkte Erschlie-
ßung der Wohngeschosse von der Tiefgara-
ge aus unkompliziert gegeben ist. Des Wei-
teren kann der Innenhof durch das auf der 
östlichen Seite liegende bestehende Tor, wie 
auch durch eine neue Treppenanlage, die 
zur Scheidter-Straße gelegen ist, erschlos-
sen werden.

Im Innenhof stehen neben privaten Gärten, 
welche den Erdgeschosswohnungen 
zugeordnet sind, zusätzlich Fahrradstell-
plätze und gemeinschaftliche Grünflächen 
für die Bewohner zur Verfügung. 

Die genannten fünf Baukörper werden vier-
geschossig ausgebildet und mit einem Staf-
felgeschoss ergänzt, wodurch in den Dach-
geschossen eine besondere Qualität in 
Form von Penthouse-Wohnen entsteht. Die-
se werden durch weitere zwei- bzw. dreige-
schossige Gebäude zwischenliegend zu 
Wohnzwecken ergänzt. Zwischenliegende 
Dachflächen, welche entstehen, können als 
Terrassenfläche genutzt werden.

Die übrigen Dachflächen sollen als Grün-
dach inklusive Photovoltaikanlagen ausge-
führt werden. Die Gebäude werden in Mas-
sivbauweise und in KFW55 Standard aus-
geführt. Das Thema Nachhaltigkeit stellt 
neben der Neubelebung des Areals ein 
wichtiger Aspekt für den Umbau des Quar-
tiers dar.“

(Quelle: Projektbeschreibung „Umnutzung 
Bruch-Areal Saarbrücken“; MP Architektur; 
Stand: 30.06.2023)
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Städtebauliche Konzeption Bruch-Areal Saarbrücken - Lageplan, ohne Maßstab; Quelle: MP Architektur; Stand: Juli 2024
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Ansicht Ost und Schnitt Bruch-Areal Saarbrücken, ohne Maßstab; Quelle: MP Architektur; Stand: Februar 2024
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion St. Johann ist Teil des Stadtbezirks Saarbrücken-Mitte des Oberzentrums Saarbrücken

Vorranggebiete Der zu überplanende Bereich befindet sich gemäß Landesentwicklungsplan Saarland, 
Teilabschnitt „Umwelt“, in einem Vorranggebiet für Grundwasserschutz:
• (Z 56): Vorranggebiete für Grundwasserschutz (VW) sind als Wasserschutzgebiete 

festzusetzen. In VW ist das Grundwasser im Interesse der öffentlichen Wasserversor-
gung vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. Eingriffe in Deckschichten sind zu 
vermeiden. Soweit nachteilige Einwirkungen durch unabweisbare Bau- und Infrastruk-
turmaßnahmen zu befürchten sind, für die keine vertretbaren Standortalternativen 
bestehen, ist durch Auflagen sicherzustellen, dass eine Beeinträchtigung der Trink-
wasserversorgung nicht eintritt. Die Förderung von Grundwasser ist unter Berück-
sichtigung einer nachhaltigen Nutzung auf das notwendige Maß zu beschränken, d.h. 
die Entnahme des Wassers soll an der Regenerationsfähigkeit ausgerichtet werden

• Auf die diesbezügliche nachrichtliche Übernahme mit den entsprechenden Hinweisen 
und Auflagen wird verwiesen.

zu beachtende Ziele und Grundsätze • (Z 12) Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur, zur Vermeidung einer flä-
chenhaften Siedlungsstruktur sowie zur Verbesserung der Erreichbarkeitsverhältnisse 
ist die Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der Siedlungsachsen zu 
konzentrieren; erfüllt

• Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Wohnen

• (Z 17) Bei der Siedlungsentwicklung (Wohnen, Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen sowie Einrichtungen für Freizeit und Sport) sind vorrangig die im Siedlungsbestand 
vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Bauland-
reserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen: erfüllt

• keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten • als Wohnungsbedarf sind für den Stadtteil St. Johann 3,5 Wohneinheiten pro 1.000 
Einwohner und Jahr festgelegt

• mindestens einzuhaltender Dichtewert: 40 WE/ ha: erfüllt

• die Baulandreserve dient der Nachverdichtung

• keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes. 

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Einwohner
31.10.2022

Bedarfs-
faktor

WE-Bedarf 
bis 2029

Reserve FNP 
in ha

Siedlungs-
dichten in 

WE/ha

WE
Reserven

Bau-
lücken in 
B-Plänen 
nach § 30, 
§ 33 und 

§ 34 Abs.4 
BauGB

WE-Bedarf 
aktuell

Spalten A B C D E F G H

Berechnung A/1.000xBx10 DxE C-F-G

Landeshauptstadt
Saarbrücken

183.851 3,5 6.435
42,8 (Kernbereich)
26,0 (Nahbereich)

40
20

1.712
   520

1664 2539

Wohneinheitenbilanzierung; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken, Bevölkerungsstand am 31.10.2023
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Kriterium Beschreibung

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Regionalpark Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projekträume; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebie-
te, Geschützte Landschaftsbestandteile, 
Naturparks, Nationalparks, Biosphären-
reservate 

• Lage im Wasserschutzgebiet „WSG Saarbrücken / Scheidter Tal“ (Schutzzone III). Die 
entsprechenden Richtlinien und Auflagen sind zu beachten.

• Zudem findet sich ca. 1 km nordöstlich des Plangebietes ein Landschaftsschutzge-
biet; Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

• nicht betroffen
• nächstgelegenes Denkmal: „Gustav-Bruch-Straße 24“ (Einzeldenkmal)

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Hochwasserschutz / Starkregen Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende 
Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Überflutun-
gen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Gemäß § 5 Abs. 
2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vor-
sorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensmin-
derung zu treffen.

Die mögliche Betroffenheit und Vorbeugemaßnahmen zur Vermeidung von Schäden und 
zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen Kommunalen Entsorgungsbetrieb 
(ZKE) abgestimmt werden.

Die Starkregengefahrenkarten weisen im Planungsgebiet Einstauhöhen von bis zu 50 cm 
auf.

Ausschnitt Starkregengefahrenkarte; Quelle: https://geoportal.saarbruecken.de/; ohne Maßstab
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Kriterium Beschreibung

Übergeordnete umweltschutzrechtliche Belange

Schutzgebiete • die Planungsfläche befindet sich innerhalb der Schutzzone III des Wasserschutzgebie-
tes Saarbrücken/Scheidter Tal (VO v. 28.12.1993, ABl.d.S. Nr. 4 v. 04. 02. 1994, Seite 
108 ff. u. Nr. 16 v. 24.03.1994, S. 500 ff)

• weitere Schutzgebiete bzw. -objekte n. BNatSchG bzw. SWG (Überschwemmungs-
gebiete) sind von der Planung nicht betroffen

• die nächstgelegenen NATURA 2000-Gebiete befinden sich im Außenbereich ca. 2 km 
nördlich (NSG „Saarkohlenwald“) bzw. über 3 km südlich (LSG „Stiftswald und Fel-
senwege St. Arnual“, NSG „St. Annualer Wiesen“) und damit außerhalb jeglicher aus 
dem Siedlungszusammenhang ausstrahlenden Wirkpotenziale

Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt  
Saarbrücken

• der rückwärtige Teil des Brauereigeländes ist Teil des ausgedehnten Grünbereiches 
innerhalb des Wohnquartiers zwischen Scheidter-, Gustav-Bruch- und Riottestraße

• alle Bäume auf dem Gelände der Bruchbier-Brauerei wurden gem. § 1 der Baum-
schutzsatzung der Stadt Saarbrücken (Fassung v. 26.09.2017) taxiert mit dem (vor-
läufigen und noch zu verifizierenden) Ergebnis, dass insgesamt 35 Bäume unter den 
Schutz der Satzung fallen; es handelt sich hierbei um 5 Birken, 7 Robinien, 2 mehr-
stämmige Hainbuchen, eine Hasel und 3 Eiben, je zwei mehrstämmige ältere Berg- 
und Spitzahorn, eine Bergulme sowie insgesamt 9 Lärchen; hinzu kommen 3 ältere 
Rosskastanien im Bereich der Auffahrt zum rückwärtigen Lagerplatz

Abb. 1: Lageplan der gem. § 1 BSchS geschützten Bäume auf dem Brauereigelände

• auf den westlich und östlich angrenzenden Privatgrundstücken war eine Taxierung 
nicht möglich und auch nicht erforderlich, da der Bebauungsplan in diesem Bereich 
auf die Sicherung der gegenwärtigen Nutzung abzielt und bei der Entfernung von 
geschützten Bäumen die Baumschutzsatzung unmittelbar wirksam ist 

• der Bestand ist z.T. stark eingewachsen, einzelne (nicht geschützte) Birken sind ab-
gestorben und abgängig

• der Bebauungsplan setzt den rückwärtigen, vom Brauereigelände durch eine Stütz-
mauer abgesetzten, Bereich als private Grünfläche fest; dadurch kann nahezu der 
gesamte Baumbestand erhalten werden
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanungen • sollten geschützte Bäume im festgesetzten Wohngebiet entfernt werden (z.B. die 
Rosskastanien und Birken entlang der Auffahrt), dann ist hierfür ein Ausnahmeantrag 
n. § 5 Abs. 3 der BSchS unter Vorlage eines Lageplanes/Fotos der relevanten Bäume 
mit Angaben zu Art, Stammumfang und Kronendurchmesser zu stellen und gem. der 
Entscheidung der Stadtverwaltung ggfs. entsprechende Ersatzpflanzungen vorzuneh-
men

• die untere Rosskastanie an der Auffahrt weist eine Stammhöhle auf, die im Vorfeld 
der Fällung auf einen Besatz durch höhlenbrütende Vögel oder Fledermäuse geprüft 
werden muss, um artenschutzrechtliche Konflikte n. § 44 BNatSchG auszuschließen

• auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen von i.S.d. besonderen Artenschutzes rele-
vanten Arten innerhalb des Geltungsbereiches 

• gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) innerhalb eines 1 km-Ra-
dius um die Planungsfläche lediglich ein Nachweis der siedlungsholden Breitflügel-
fledermaus (C. HARBUSCH, 2007)

• keine Flächen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen, der im Zuge 
der OBS-Kartierung 1996 im Bereich der Sportplätze registrierte Grauspecht war auch  
bereits damals fraglich, eine Präsenz im dicht besiedelten Stadtgebiet ist auszuschlie-
ßen

• keine n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope und keine registrierten Le-
bensräume n. Anh. 1, FFH-Richtlinie betroffen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Da Einzelbäume und Gehölze betroffen sind, die als Gelege für Vögel dienen können, ist 
der allgemeine Artenschutz zu beachten: Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze dürfen nur außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. September gefällt, 
abgeschnitten oder auf den Stock gesetzt werden

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht

Allgemein verständliche Zusammenfas-
sung

Das Gelände der ehemaligen Bruch-Brauerei in der Scheidter Str. soll nachgenutzt wer-
den. Geplant ist ein neues Wohnquartier unter Erhalt bzw. Rekonstruktion der 
ortsbildprägenden Fassadenstruktur des Bauereigebäudes mit einer viergeschossigen Be-
bauung entlang der Scheidter Straße und einem weiteren Gebäuderiegel im rückwärti-
gen, ebenfalls aktuell bereits bebauten Grundstücksbereich.

Die Bebauung beschränkt sich damit auf das bereits komplett versiegelte ehemalige 
Brauereigelände. Die rückwärtige, aktuell eingewachsene Grünfläche soll erhalten blei-
ben und wird als private Grünfläche festgesetzt.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen ist die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 136.20.00 „Bruch-Areal und Umfeld“ erforderlich.

Da die zukünftige Bebauung des Bruch-Areals Auswirkungen auf die Zulässigkeit bauli-
cher Maßnahmen im direkten Umfeld hat, hat sich die Stadt Saarbrücken dazu entschlos-
sen, den Geltungsbereich auf die östlich und westlich angrenzenden Wohngrundstücke 
entlang der Scheidter Straße auszuweiten, um so städtebaulich nicht gewünschten Ent-
wicklungen vorzubeugen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat eine Größe von 2,3 ha, wovon das ehe-
malige Brauereigelände ca. 0,7 ha einnimmt. Da die angrenzenden Wohngrundstücke le-
diglich in ihrem Bestand festgeschrieben werden, beschränkt sich die gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB vorgeschriebenen Umweltprüfung auf das Bruch-Areal.

Der vorliegende Umweltbericht beschreibt deren Ergebnisse legt die notwendigen Maß-
nahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und Ersatz nach § 1a BauGB i.S.d. Eingriffsrege-
lung fest. Gleichzeitig erfolgt eine Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
gem. § 44, Abs. 1 BNatSchG.
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Kriterium Beschreibung

Der Bebauungsplan steht im Einklang mit den städtebaulichen Entwicklungszielen, auch 
stehen die raumordnerischen und landesplanerischen Entwicklungsvorgaben dem Vorha-
ben nicht entgegen.

Schutzgebiete oder -objekte n. BNatSchG sind nicht betroffen, die Verträglichkeit mit den

Erhaltungszielen der mindestens 2, 1 km entfernt liegenden NATURA 2000 Gebiete darf 
als sicher gelten.

Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes 
Saarbrücken/Scheidter Tal. Die Verbotstatbestände sind bei Beachtung entsprechender Si-
cherungsmaßnahmen nicht einschlägig.

Der untersuchte Planbereich umfasst das bestehende Brauereigelände und die rückwärti-
gen Gehölzflächen als Teil des ausgedehnten Grünbereiches innerhalb des Wohnquartiers 
zwischen Scheidter-, Gustav-Bruch- und Riottestraße.

Das Brauereigelände besteht aus mehreren Gebäuden bzw. Gebäudeteilen (Sud-, Kessel-, 
Maschinenhaus, Trafo- und Rückgebäude, Flaschenfüllerei, Getränkelager und Carport) 
und ist nur noch partiell genutzt (Abverkauf, Büro). Dieser Bereich ist vollständig überbaut 
bzw. versiegelt.

Die rückwärtige, nach Norden ansteigende und stark eingewachsene Grünfläche ist 
gegenüber dem eingeebneten Brauereigelände mit einer Stützmauer abgetrennt. Sie 
markiert die natürliche Grenze auch zwischen dem geplanten Baugebiet und der privaten 
Grünfläche. Insofern kann die bestehende Grünfläche einschließlich des Baumbestandes 
nahezu vollständig erhalten und entsprechend der vormaligen Nutzung als Privatgrün 
entwickelt werden. Der im Westen beanspruchte Teil der Grünfläche (durchgewachsener 
Zierrasen mit 4 Bäumen) kann intern durch entsprechende Anpflanzungen ausgeglichen 
werden.

Innerhalb des Wohngebietes sind entlang der weiterhin zu nutzenden Auffahrt aus dem 
Innenhof 3 ältere Rosskastanien und 2 Birken möglicherweise durch die Baumaßnahmen 
gefährdet oder müssen entfernt werden. Gem. der Baumschutzsatzung ist der Ausgleich 
durch die Anpflanzung von vier weiteren Bäumen aus den im Bebauungsplan vorgeschla-
genen Pflanzlisten im Bereich der privaten Grünfläche vorgesehen.

Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände sind bei der Fällung von Bäumen oder den 
Baumaßnahmen zu beachten. Entsprechende Vermeidungsmaßnahmen werden baupla-
nungsrechtlich festgesetzt. An den Bestandsgebäuden bestehen nachweislich keine Quar-
tiere oder Quartierpotenziale für Fledermäuse.

Die Brutmöglichkeiten für Gebäudebrüter sind aufgrund der intakten Fassaden gering 
und werden bzw. wurden nachweislich nur durch den Hausrotschwanz genutzt. Diese 
sind durch Nisthilfen in Form von Halbhöhlenkästen auszugleichen. Gleichzeitig wird 
empfohlen, auch für den Haussperling entsprechende Nistkästen anzubringen.

Für die auf der Fläche registrierten Gehölzbrüter schließen die gesetzlichen Rodungsfris-
ten ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände aus, in Bezug auf die Fort-
pflanzungsstätten greift die Legalausnahme n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3.

Hinweise auf die im Stadtgebiet von Saarbrücken häufige Mauereidechse ergaben sich im 
Zuge dreier Begehungen nicht. Ihr fehlen auf dem Gelände vor allem Versteck- und Über-
winterungsmöglichkeiten. Weitere im Sinne der §§ 19 und 44 BNatSchG planungsrele-
vanten Arten sind auf der Fläche nicht zu erwarten.

Da sich die geplante Bebauung nahezu vollständig auf das versiegelte Brauereigelände 
beschränkt und die bestehende Grünfläche als private Grünfläche mit Erhalt des Baum-
bestandes weiter gleichartig genutzt wird, ist ein externer Ausgleich i.S.d. der Eingriffsre-
gelung nicht erforderlich.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan des Regionalverbandes Saarbrücken stellt für das Gebiet 
Wohnbauflächen sowie für den Bereich der ehem. Bruch-Brauerei gemischte Bauflächen 
dar. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht vollständig erfüllt.

Ausschnitt des Flächennutzungsplanes des Regionalverbandes Saarbrücken; Quelle: Regionalver-
band Saarbrücken

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Die Flächen sind daher aktuell nach § 34 BauGB (Zu-
lässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) zu beurtei-
len.

Altlastverdachtsfläche Für das Plangebiet weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen derzeit 
keinen Eintrag auf. Es findet sich jedoch ein Hinweis auf die Brauerei (Kennziffer SB_407).

Mit Stilllegung der Brauerei sind die Voraussetzungen zur Eintragung in das Kataster für 
Altlasten und altlastverdächtige Flächen gegeben. Die Fläche ist nach Betriebsstilllegung 
in das Altlastenkataster aufgenommen, da in der langen Betriebszeit nach Aktenlage in 
erheblichem Umfang mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wurde.

Eine Altlastgefährdungsabschätzung wird durchgeführt.
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Begründungen der Festsetzungen und
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Allgemeines Wohngebiet (WA 
1-3)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, auf dem 
Areal der Bruch-Brauerei im Saarbrücker 
Stadtteil St. Johann eine Wohnanlage zu er-
richten und den Bereich neu zu gestalten. 
Gleichzeitig soll die bestehende Wohnbe-
bauung in der unmittelbaren Umgebung im 
Bestand gesichert werden.

Aus diesem Grund wird für das Plangebiet 
ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 
BauNVO festgesetzt.

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, welche die Wohnruhe nicht we-
sentlich stören, zugelassen werden.

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
sind demnach auch die der Versorgung des 
Gebietes dienenden Läden (bis max. 400 
qm), Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störende Handwerksbetriebe und An-
lagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke allgemein zulässig.

Darüber hinaus können auch Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht 

störende Gewerbebetriebe sowie Anlagen 
für Verwaltungen innerhalb des Allgemei-
nen Wohngebiets ausnahmsweise zugelas-
sen werden.

Auch die unmittelbare Umgebung des 
Plangebietes dient dem Wohnen und als 
Standort von Nutzungen, die die Wohnruhe 
nicht wesentlich stören.

Die Festsetzung des Allgemeinen Wohnge-
bietes hat somit auch nachbarschützenden 
Charakter, sodass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Um den Gebietscharakter des Allgemeinen 
Wohngebietes nicht zu gefährden und um 
potenzielle Belästigungen auszuschließen, 
sind jedoch bestimmte Modifikationen des 

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes 
erforderlich.

Aufgrund des potenziell höheren Störgra-
des / der Immissionsbelastung mit nachteili-
ge Auswirkungen auf die umgebende 
Wohnnutzung (u.a. erhöhtes Verkehrsauf-
kommen), möglichen Beeinträchtigungen 
des Verkehrsflusses, dem üblicherweise er-
höhten Flächenbedarf, den baulichen Anfor-
derungen und der schweren gestalterischen 
Integration sind Gartenbaubetriebe, Tank-
stellen sowie Anlagen für sportliche Zwecke 
grundsätzlich unzulässig. Für Gartenbaube-
triebe und Tankstellen existiert an anderer 
Stelle im Stadtgebiet ein ausreichendes An-
gebot. Anlagen für sportliche Zwecke wer-
den ebenfalls an anderen Stellen im Stadt-
gebiet konzentriert.

Bedingte Zulässigkeit

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Für das Plangebiet weist das Kataster für 
Altlasten und altlastverdächtige Flächen 
derzeit noch keinen Eintrag auf. Es findet 
sich jedoch beim Landesamt für Umwelt 
und Arbeitsschutz, Fachbereich Boden-
schutz ein Hinweis auf „eine in Betrieb be-
findliche Brauerei“ (Kennziffer SB_407).

Mit Stilllegung der Brauerei sind die Voraus-
setzungen zur Eintragung in das Kataster 
für Altlasten und altlastverdächtige Flächen 
gegeben. Die Fläche wird nach Betriebsstill-
legung in das Altlastenkataster aufgenom-
men, da in der langen Betriebszeit nach Ak-
tenlage in erheblichem Umfang mit wasser-
gefährdenden Stoffen umgegangen wurde.

Aufgrund der Altlastenverdachtsfläche mit 
der Bezeichnung SB_407 besteht daher das 
Erfordernis einer zeitlich gestaffelten städ-
tebaulichen Entwicklung und Ordnung. 

Die Zulässigkeit von Vorhaben und Nutzun-
gen ist so lange eingeschränkt, bis gutach-
terlich durch einen nach § 18 BBodSchG zu-
gelassenen Sachverständigen mittels einer 
orientierenden Untersuchung entweder der 
Verdacht einer schädlichen Bodenverände-
rung ausgeräumt wird oder durch eine Bo-
densanierungsmaßnahme eine Gefährdung 
empfindlicher Nutzungen ausgeschlossen 
ist oder durch bodenschutzrechtliche Maß-
nahmen eine Gefährdung der geplanten 
Wohnnutzung in Verbindung mit der Versi-
ckerung von Niederschlägen ausgeschlos-
sen werden kann. 

Hierbei handelt es sich nicht um eine Bau-
sperre, da der Bedingungseintritt herbeige-
führt werden kann.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung baulicher Anlagen 
im Plangebiet wird über die Festsetzung der 
maximalen Traufhöhe (WA 2a und WA 2d) 
sowie über die Festsetzung der maximalen 
Gebäudeoberkante (WA 1 - 3) exakt gere-
gelt. Die maximalen Höhen werden dabei 
als üNN-Höhen festgesetzt.

Mit der Festsetzung der Höhe baulicher An-
lagen wird die Höhenentwicklung auf eine 
Maximale begrenzt und so ein relativ ein-
heitliches Erscheinungsbild im Planungs-
gebiet sichergestellt, sowie einer Beein-
trächtigung des Erscheinungsbildes des 
Umfeldes entgegengewirkt. Dies vermeidet, 
dass es durch die Realisierung von Nicht- 
Vollgeschossen zu unerwünschten Höhen-
entwicklungen kommt.

Mit der Höhenfestsetzung wird somit eine 
Einheitlichkeit im Bestand als auch die Um-
setzung des gewünschten Konzeptes, das 
so konzipiert ist, das ein moderater Über-
gang zur Bestandsbebauung erfolgt, ge-
währleistet.

Die festgesetzten Höhen orientieren sich 
dabei im Bereich des WA 2 an dem vorgese-
henen städtebaulichen Konzept sowie im 
Bereich des WA 1 und WA 3 an der be-
stehenden Bebauung der Scheidter Straße. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Die zulässige Oberkante kann durch unter-
geordnete Bauteile (technische Aufbauten, 
etc.) auf max. 10% der Grundfläche bis zu 
einer Höhe von max. 2,0 m überschritten 
werden, wenn ein Abstand von mind. 1,5 m 
bis zur Gebäudekante eingehalten wird. 
Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anla-
gen und Bauteile kann die zulässige Ober-
kante alternativ bis auf max. 40 % der 
Grundfläche überschritten werden, wenn 
ein Abstand von mind. 2,0 m bis zur Ge-

bäudekante eingehalten wird. Technische 
Dachaufbauten auf den Vollgeschossen 
sind unzulässig, wenn ein Staffelgeschoss 
errichtet wird. Eine Überschreitung der Ge-
bäudeoberkante durch Dachaufbauten 
oder ähnliches für die Errichtung von Wer-
beanlagen ist nicht zulässig. Die Dachauf-
bauten sind zusammenzufassen und einzu-
hausen.

Eine Überschreitung der festgesetzten Hö-
hen durch Absturzsicherungen der Terras-
sen ist ausnahmsweise zulässig, wenn die-
se transparent (z.B. Glas, Gitterstäbe) aus-
geführt werden.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind.

Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden).

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 im Be-
reich der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1 
und WA 3) entspricht gem. § 17 BauNVO 
dem Orientierungswert für die bauliche 
Nutzung von Allgemeinen Wohngebieten.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,65 im Be-
reich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 
2) liegt dem gegenüber deutlich über dem 
Orientierungswert gemäß § 17 BauNVO für 
die bauliche Nutzung dieses Gebietes. Zur 
zweckmäßigen Bebauung des Areals ist die 
erhöhte Grundflächenzahl jedoch erforder-
lich. Bereits im Bestand ist das Areal der 
Bruch-Brauerei größtenteils deutlich mehr 
versiegelt.

Die erhöhte Grundflächenzahl ist zudem 
auch der Tatsache geschuldet, dass die pri-
vate Grünfläche im rückwärtigen Grund-
stücksbereich in die GRZ-Berechnung nicht 
eingestellt wird und so trotz großer Freiflä-
che eine erhöhte GRZ erreicht wird.

Eine geringere Grundflächenzahl würde zu 
einer wesentlichen Erschwerung der zweck-
entsprechenden Wiedernutzung des Grund-
stückes führen, die vorgesehene Konzeption 
wäre nicht realisierungsfähig. Die GRZ im 
Bereich des WA 2 bezieht sich dabei aus-
drücklich auf die gesamte Fläche und nicht 
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auf die durch Perlschnur gebildeten Teilflä-
chen.

Der Grundstücksfläche i. S. v. § 19 Abs. 3 
BauNVO sind Flächenanteile an Gemein-
schaftsanlagen hinzuzurechnen. Gemein-
schaftsanlagen sind private Anlagen, die 
einem begrenzten Kreis von Grundstücks-
eigentümern gehören, die durch die ge-
meinsame Errichtung und Unterhaltung 
einer Verpflichtung aus gesetzlichen Vor-
schriften nachkommen (z. B. Gemeinschafts-
garagen und Gemeinschaftsstellplätze).

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 
0,6 im Bereich der Allgemeinen Wohngebie-
te (WA 1 und WA 3) und von 0,85 im Be-
reich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 2) 
überschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze bzw. 
Tiefgaragen zu einem höheren Maß der 
baulichen Nutzung führen werden. Unver-
tretbaren Versiegelungen durch Hauptge-
bäude wird damit begegnet, die anteilsmä-
ßige Flächenbegrenzung wird gewahrt.

Der hohen Grundflächenzahl wird zudem 
durch ausgleichende Maßnahmen ent-
gegengewirkt: Dächer, Fassaden und Stell-
platzflächen sind demnach zu begrünen 
(vgl. Festsetzung bzgl. Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen).

Geschossflächenzahl (GFZ)

Auch mit der Festsetzung der Geschossflä-
chenzahl kann eine mögliche, mit einer 
Überdimensionierung der Baukörper ver-
bundene Beeinträchtigung des Stadtbildes 
vermieden werden. Somit kann dem Entste-
hen von Fremdkörpern entgegengewirkt 
werden. Die Festsetzung der GFZ orientiert 
sich an der städtebaulichen Konzeption.

Zur Überschreitung der Orientierungswerte 
wird auf die Begründung zur GRZ verwie-
sen.

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 

§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich im 
Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1 und WA 3) weitestgehend an der Be-
standsbebauung des Gebiets sowie im Be-
reich des Allgemeinen Wohngebietes (WA 
2) an der geplanten städtebaulichen Kon-
zeption.

Demnach wird die Zahl der Vollgeschosse 
im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete  
WA 1 und WA 3 gem. § 16 Abs. 2 BauNVO 
und § 20 BauNVO als Mindest- und Höchst-
maß und im Bereich des Allgemeinen Wohn-
gebietes WA 2 gem. § 16 Abs. 2 BauNVO 
und § 20 BauNVO als Höchstmaß festge-
setzt.

Die Festsetzung der Vollgeschosse ermög-
licht insgesamt die Wahrung des Charakters 
des Plangebiets.

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann vermieden werden, 
dass es durch eine Ausnutzung der 
Geschossigkeit (Staffelgeschoss, Keller) zu 
einer unerwünschten Höhenentwicklung 
kommt.

Einer Beeinträchtigung des Stadtbildes wird 
mit der Festsetzung der Zahl der Vollge-
schosse entgegengewirkt.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen und vorderen 
Grundstücksgrenzen angeordnet werden.

Demnach wird innerhalb des Plangebietes  
eine abweichende Bauweise (a) gem. § 22 
Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Ein Heranbauen 
an die Grundstücksgrenze ist dabei zuläs-
sig.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baulinien und 
Baugrenzen werden die bebaubaren Berei-
che definiert und damit die Verteilung der 

baulichen Anlagen innerhalb des 
Plangebietes geregelt.

Gem. § 23 Abs. 2 BauNVO muss auf der 
Baulinie gebaut werden. Gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile 
die Baugrenze nicht überschreiten. Dem-
nach sind die Gebäude innerhalb des im 
Plan durch Baulinien und Baugrenzen defi-
nierten Standortes zu errichten. Ein Vortre-
ten von Gebäudeteilen über die Baugrenze 
oder Baulinie hinaus ist generell unzulässig.

Die Festsetzungen der Baulinien orientieren 
sich dabei an der Bestandsbebauung und 
dienen dem Erhalt der einheitlichen Bau-
fluchten in diesem Bereich.

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
WA 1 und WA 3 orientieren sich die 
Baugrenzen überwiegend an der bestehen-
den Bebauung. Ein Erweiterungsspielraum 
wird hier insbesondere in den rückwärtigen 
Bereichen ermöglicht.

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
WA 2 (Bruch-Areal) wurden die Abmessun-
gen der durch die Baugrenzen beschriebe-
nen Baufenster so gewählt, dass den Bau-
herren für die spätere Realisierung gering-
fügig Spielraum verbleibt, gleichzeitig aber 
die im Gestaltungsbeirat vorgelegte Kuba-
tur und eine umweltgerechte, sparsame und 
wirtschaftliche Grundstücksausnutzung er-
reicht wird.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, 
sofern sie dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und seiner Eigen-
art nicht widersprechen. Die Ausnahmen 
des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten entspre-
chend.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können (z. B. Stellplätze).

Stellplätze sind dabei nicht zwischen der 
Straßenbegrenzungslinie und der straßen-
zugewandten Baulinie zulässig.

Terrassen dürfen ausschließlich innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche sowie 
in den dafür vorgesehenen Terrassenfeldern 
errichtet werden. Die gesonderte Abgren-
zung gewährleistet, dass diese Felder nicht 
noch zusätzlich mit Hauptbaukörpern be-
legt werden, sondern lediglich untergeord-
nete Bauteile entstehen.
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Damit ist eine zweckmäßige Bebauung der 
Grundstücke mit den erforderlichen 
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne gesondert Baufenster auswei-
sen zu müssen.

Flächen für Stellplätze, Carports 
und Garagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung von Flächen für Stellplätze, 
Carports und Garagen dient der Ordnung 
des ruhenden Verkehrs durch ein ausrei-
chendes oberirdisches Stellplatzangebot in-
nerhalb des Plangebietes. Parksuchverkehr 
in der Umgebung wird somit vermieden.

Carports und Garagen sind demnach nur in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen und an den seitlichen Grundstücks-
grenzen zulässig. Zwischen der Straßenbe-
grenzungslinie und dem Garagentor bzw. 
der straßenzugewandten Carportkante sind 
mindestens 5,00 m freizuhalten.

Zudem sind Stellplätze innerhalb der festge-
setzten Flächen für Stellplätze zulässig.

Die Stellplatzrichtlinie der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken ist zu beachten.

Flächen für Tiefgaragen mit 
Zufahrten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Tiefgaragen 
mit Zufahrten dient der Ordnung des ruhen-
den Verkehrs durch ein ausreichendes 
unterirdisches Stellplatzangebot innerhalb 
des Allgemeinen Wohngebietes WA 2.

Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze werden ausschließlich im 
Plangebiet bereitgestellt (in einer Tiefgara-
ge).

Zudem werden Beeinträchtigungen der be-
reits bestehenden Bebauung in der Nach-
barschaft des Plangebietes vermieden 
(Parksuchverkehr etc.).

Flächen für Tiefgaragen mit Zufahrten sind 
demnach im Bereich des Allgemeinen 
Wohngebietes WA 2 ausschließlich in den 
dafür festgesetzten Flächen für Tiefgaragen 
mit Zufahrten zulässig. Lüftungsschächte, 
Notausgänge etc. sind auch außerhalb der 
dafür festgesetzten Flächen für Tiefgaragen 
mit Zufahrten zulässig.

Dies gewährleistet die notwendige Flexibili-
tät und eröffnet geringfügigen Spielraum 
bei der Ausgestaltung und Bauausführung.

Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten sind bzw. nur ein-
geschränkt zu bebauen sind; 
Hier: Schutzstreifen der unter-
irdischen Versorgungsleitungen 
(Leitungen der Stadtwerke 
Saarbrücken)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Zur Sicherung der innerhalb des 
Plangebietes befindlichen Leitungen der 
Stadtwerke Saarbrücken ist jeweils beidseits 
der Leitung ein Schutzstreifen festgesetzt

Die Versorgungsanlagen müssen jederzeit 
frei zugänglich und die Trassen mit Baustel-
lenfahrzeugen befahrbar sein. Ein Überbau-
en mit Gebäuden oder befestigten Oberflä-
chen ist unzulässig. Das Anpflanzen von 
Bäumen und Buschwerk ist nur in Abspra-
che mit den Leitungsträger zulässig.

Ö�entliche Straßenverkehrs-
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegende 
Scheidter Straße wird als öffentliche Stra-
ßenverkehrsfläche festgesetzt und damit im 
Bestand gesichert.

Unterirdische Versorgungs-
leitungen; hier: Leitungen der 
Stadtwerke Saarbrücken

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Die innerhalb des Plangebiets liegenden 
Leitungen der Stadtwerke Saarbrücken wer-
den als unterirdische Versorgungsleitungen 
festgesetzt und damit gesichert.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i. V. m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Private Grünflächen; Zweckbe-
stimmung: Erholungsgärten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

Die im rückwärtigen Bereich des Bruch-
Areals (WA 2) bestehenden Grünflächen 
werden als private Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Erholungsgärten“ im 
Bebauungsplan festgesetzt und damit im 
Bestand gesichert.

Darüber hinaus werden auch die privaten 
Grünflächen (Gärten) im Bereich der Allge-
meinen Wohngebiete WA 1 und WA 3 im 
Bestand gesichert entsprechend festge-
setzt.

Innerhalb der privaten Grünflächen ist die 
Anlage eines Spielplatzes allgemein zuläs-
sig.

Gebiete, in denen bei der Er-
richtung baulicher Anlagen 
bestimmte bauliche oder tech-
nische Maßnahmen getro�en 
werden müssen, die der Ver-
meidung oder Verringerung von 
Hochwasserschäden einschließ-
lich Schäden durch Starkregen 
dienen, sowie die Art dieser 
Maßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB

Die Starkregengefahrenkarten weisen im 
Planungsgebiet Einstauhöhen von bis zu 50 
cm auf.

Die neu anzulegenden Flächen und Baukör-
per sind daher so auszurichten, das Nieder-
schlagswasser in der Erschließungsfläche 
aufgenommen, gespeichert, verdunstet 
oder gedrosselt an die Kanalisation abgelei-
tet werden kann. 

Besondere Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der 
Baudurchführung und bis hin zur endgülti-
gen Begrünung und Grundstücksgestaltung 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken. Bis zur endgültigen Herstellung der 
Erschließung sind vorsorglich Rückhalte-
möglichkeiten für Regenwasser und 
Schlammabtrag im Baugebiet vorzuhalten.
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Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Fledermäuse, 
Gebäudebrüter) innerhalb des Plangebietes 
werden vorsorglich entsprechende, arten-
schutzrechtlich begründete Maßnahmen 
festgesetzt (z.B. Einhaltung Rodungsfristen; 
Überprüfung Gebäude auf realen Bestand, 
Anbringung von Nisthilfen).

Innerhalb des Plangebietes ist zudem die 
Anlage von Stein-/Schottergärten unzuläs-
sig, da diese aus ökologischer Sicht äußerst 
problematisch sind. Zum Einen bieten sie 
Insekten und Kleintieren wie Vögeln oder 
Reptilien kaum Nahrung oder einen Unter-
schlupf. Andererseits ergeben sich auch für 
das Kleinklima negative Folgen: Im Sommer 
heizt sich der Schotter stark auf, nachts 
kühlt er nur langsam wieder ab. Flächen, die 
nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen 
oder Wege benötigt werden, sind daher un-
versiegelt zu lassen und gärtnerisch als Zier- 
oder Nutzgarten anzulegen. Ebenso sind 
sämtliche Formen von Wegen und 
Zuwegungen zu Gebäuden und 
Nebenanlagen auf den privaten Grundstü-
cken mit versickerungsoffenen Belägen her-
zustellen.

Mit Leitungsrechten zu belas-
tende Flächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
WA 2 ist zum Betrieb einer Trafostation eine 
Fläche mit einem Leitungsrecht zugunsten 
der Stadt Saarbrücken zu belasten.

Nutzung erneuerbarer Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB

Durch die Vorgabe der verbindlichen Reali-
sierung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen der Gebäude bei Neubauten 
wird die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie zugunsten einer nach-
haltigen Entwicklung des Gebietes sicher-
gestellt und dadurch zugleich ein Beitrag 
zum Klimaschutz gewährleistet.

Demnach sind innerhalb des Plangebietes 
auf mindestens 50 % der Dachflächen von 
Gebäuden Photovoltaikanlagen zu errich-
ten. Dies gilt auch für die Dachflächen 

sonstiger baulicher Anlagen wie Carports, 
Garagen und Nebengebäude mit einer Flä-
che von jeweils mehr als 30 m2. Sofern 
Staffelgeschosse ausgebildet werden, gilt 
diese Vorgabe allein für die Staffelgeschos-
se.

Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Zum Schutz vor Verkehrslärm sind verschie-
dene Vorgaben zu beachten. 

Demnach sind bei der Errichtung von 
schutzbedürftigen Gebäuden im Plangebiet 
die Anforderungen an die Luftschalldäm-
mung von Außenbauteilen nach DIN4109-
1, Ausgabe 2018-01 (oder ggf. der aktuel-
len Ausgabe) zu ermitteln. Dabei sind die 
für die verschiedenen Höhen ermittelten 
maßgeblichen Außenlärmpegel zu berück-
sichtigen (vgl. Tabelle Rechtsplan).

Von den maßgeblichen Außenlärmpegeln 
kann abgewichen werden, wenn nachge-
wiesen wird, dass der maßgebliche Außen-
lärmpegel an einem konkreten Gebäude 
oder an einzelnen (z. B. vom Lärm abge-
wandten) Fassaden eines Gebäudes gerin-
ger ist.

Wohn- und Schlafräume sind mit fensterun-
abhängigen Lüftungseinrichtungen auszu-
rüsten. Hiervon kann abgewichen werden, 
wenn nachgewiesen wird, dass der nächtli-
che Beurteilungspegel nach DIN 18005 mit 
45 dB(A) an mindestens einem Fenster des 
Raumes unterschritten wird.

Die Grundrisse sind so zu orientieren, dass 
keine schutzbedürftigen Räume zum Nacht-
schlaf an hochlärmbelasteten Fassaden 
orientiert sind (hochlärmbelastet sind die 
Fassaden je Geschoss, an denen der Be-
urteilungspegel nachts 60 dB(A) erreicht 
oder überschritten wird).

Schutzbedürftige Räume zum Nachtschlaf 
können dann an hochlärmbelasteten Fassa-
den zulässig sein, wenn baulich bzw. durch 
technische Maßnahmen sichergestellt und 
im Rahmen des Bauantragsverfahrens 
nachgewiesen wird, dass in den Innenräu-
men die Einhaltung der jeweils relevanten 
Beurteilungspegel (Schallschutznachweis 
nach DIN 4109-1) gewährleistet wird.

Für schutzbedürftige Räume zum Nacht-
schlaf, deren Beurteilungspegel nachts 
unterhalb von 60 dB(A) liegen, sind die 
Außenbauteile ebenso gemäß DIN 4109-1 
auszulegen.

Zum Schutz gegen Verkehrslärm sind 
Aufenthaltsbereiche im Freien wie z.B. Bal-
kone, Terrassen, oder offene Loggien in den 
Bereichen, bei dem der Beurteilungspegel 
tags über die 64 dB(A) geht, durch bauliche 
und sonstige Vorkehrungen vor Lärmeinwir-
kungen zu schützen (z. B. durch eine Ein-
hausung). Diese sind demnach zu schützen, 
damit sie ihrer Zweckbestimmung gemäß 
genutzt werden können, beispielsweise 
durch Verglasung (die geöffnet werden 
kann).

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der zentralen Lage des 
Plangebietes inmitten des bebauten 
Siedlungskörpers von St. Johann ist die 
hochwertige und qualitätsvolle Ausgestal-
tung der Freiräume von besonderer Bedeu-
tung.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild erzielt und 
der Eingriff in die Natur und Landschaft re-
duziert.

Die Satzung über die Gestaltung von 
Freiflächen, Stellplatzflächen sowie Flach-
dach- und Fassadenflächen in der Landes-
hauptstadt Saarbrücken (Begrünungssat-
zung BGrüS) ist zu beachten. Die entspre-
chenden Vorgaben wurden in den Bebau-
ungsplan übernommen.

Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Entlang der Scheidter Straße sind die be-
stehenden Alleebäume zu erhalten und zu 
pflegen und bei Abgang zu ersetzen.
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Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Plangebiet bereits grundsätzlich 
vorhanden.

Das Plangebiet ist demnach im Trennsystem 
zu entwässern. 

Das Schmutzwasser ist in den bestehenden 
Schmutzwasserkanal im Bereich der 
Scheidter Straße einzuleiten. Das auf dem 
Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
ist vollständig auf dem Grundstück zu versi-
ckern. Sollte eine Versickerung technisch 
oder rechtlich nicht möglich sein, ist das an-
fallende Niederschlagswasser durch geeig-
nete Maßnahmen (z. B. Dachbegrünung, 
Retentionszisternen, etc.) auf dem Grund-
stück zurückzuhalten und gedrosselt dem 
vorhandenen Regenwasserkanal im Bereich 
der Scheidter Straße zuzuführen. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen sind vor der Bauausführung mit der 
ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild. Das 
Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

Nebengebäude / -anlage

Die Festsetzung bzgl. der Gestaltung von 
Nebengebäuden/-anlagen dient der Siche-
rung eines harmonischen Gesamteindrucks 

in dem Gebiet und vermeiden eine dominie-
rende Wirkung der Nebengebäude.

Die Nebengebäude/-anlagen müssen sich 
demnach hinsichtlich Baumasse und Bau-
gestaltung den Hauptgebäuden unterord-
nen.

Einfriedungen

Die Festsetzungen bzgl. der Gestaltung der 
Einfriedungen dient der Sicherung eines 
harmonischen Gesamteindrucks in dem Ge-
biet und verhindert eine überdimensionierte 
Höhenentwicklung und eine Abschirmung 
zum öffentlichen Raum.

Sonstige Festsetzungen

Zur Sicherung eines harmonischen Gesamt-
eindrucks in dem Gebiet sind die Abfall- 
und Wertstoffbehälter im Gebäude oder in 
vom Straßenraum aus nicht einsehbaren 
Konstruktionen unterzubringen.

Aufgrund der topografischen Prägung (Ge-
biet fällt von Norden in Richtung Süden 
stark ab) sind Stützmauern außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen im Be-
reich des WA 2 bis zu einer Höhe von 3,50 
m allgemein zulässig. Ab einer Höhe von 
2,00 m müssen Stützmauern dabei generell 
begrünt werden.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

Kennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 
BauGB

Für das Plangebiet weist das Kataster für 
Altlasten und altlastverdächtige Flächen 
derzeit keinen Eintrag auf. Es findet sich je-
doch ein Hinweis auf eine in Betrieb befind-
liche Brauerei (Kennziffer SB_407).

Mit Stilllegung der Brauerei sind die Voraus-
setzungen zur Eintragung in das Kataster 
für Altlasten und altlastverdächtige Flächen 
gegeben. Die Fläche wird nach Betriebsstill-
legung in das Altlastenkataster aufgenom-
men, da in der langen Betriebszeit nach Ak-
tenlage in erheblichem Umfang mit wasser-
gefährdenden Stoffen umgegangen wurde.

Nachrichtliche Übernahme gem. 
§ 9 Abs. 6 BauGB

Die nachrichtlichen Übernahmen sollen Hin-
weisfunktion für die nachfolgenden Nutzer 
als auch für die Vollzugsebene haben.

Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt im Wasserschutzgebiet 
„WSG Saarbrücken / Scheidter Tal“ (Schutz-
zone III). Die entsprechenden Richtlinien 
und Auflagen sind zu beachten.
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Abwägung der ö�entlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die unmittelbare Umgebung dient überwie-
gend dem Wohnen bzw. als Standort von 
Nutzungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören. Gegenseitige Beeinträchtigun-
gen dieser Nutzungen sind bisher keine be-
kannt und auch künftig nicht zu erwarten. 

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die Nutzungen hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflächen 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft bestmöglich einfügen. Hierdurch 
wird Konfliktfreiheit gewährleistet. Zusätz-
lich schließen die im Bebauungsplan getrof-
fenen Festsetzungen innerhalb des 
Plangebietes jede Form der Nutzung aus, 
die innergebietlich zu Beeinträchtigungen 
führen können.

Die derzeit im Bereich des WA 1 und WA 3 
vorhandenen Nutzungen sind auch in Zu-
kunft zulässig, es kommt zu keiner gravie-
renden Änderung der vorhandenen Situa-
tion. 

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Die erforderlichen Ab-
standsflächen werden eingehalten.

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Mit einem zusätzlichen Verkehrsaufkom-
men ist bei einer Neuentwicklung des 
Bruch-Areals zu rechnen. Aus diesem Grund 
wurde bereits vorab ein Verkehrsgutachten 
erstellt. Das Gutachten ist dabei zu dem Er-
gebnis gekommen, dass aus verkehrsplane-
rischer Sicht einer Realisierung des Planvor-
habens nichts entgegen spricht. 

Zur Ermittlung der potenziellen Geräusch-
immissionen wurde zudem ein schalltechni-
sches Gutachten erstellt. Dieses ist zu dem 
Ergebnis gekommen, dass das Vorhaben im 
Bereich des ehem. Bruch-Areals unter Be-
rücksichtigung von Schallschutzmaßnah-
men umsetzbar ist.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Mit der geplanten Bebauung wird das Areal 
der Bruch-Brauerei sinnvoll nachverdichtet 
und eine derzeit untergenutzte, innerstädti-
sche Fläche wieder einer neuen Nutzung 
zugeführt.

Ein Eingriff in die freie Landschaft findet 
nicht statt.

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der geplanten Gebäu-
de eine maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Eine erheblich dominierende Wirkung 
gegenüber der Bestandssituation ist somit 
nicht zu erwarten.

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Plangebietes und durch die städtebaulich 
hochwertige architektonische und gestalte-
rische Konzeption des geplanten Vorha-
bens, wird das Stadt- und Erscheinungsbild 
des Gebietes und direkten Umfeldes städte-
baulich und gestalterisch aufgewertet. 

Zum Erhalt des Charakters der Bruch-Braue-
rei werden zudem die prägenden Fassaden-
strukturen rekonstruiert.

Gleichzeitig wird durch den Bebauungsplan 
die umgebende Bebauung im Bestand fest-
geschrieben und damit das Erscheinungs-
bild gesichert.

Die weiteren Begrünungen im Plangebiet 
(Begrünung der Flachdächer, ...) tragen 
ebenfalls dazu bei, dass keine negativen 
Auswirkungen auf das Stadtbild entstehen.

Somit geht keine Beeinträchtigung des 
Stadtbildes einher.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung einer derzeit untergenutzten, mit 
Ausnahme der rückwärtigen Grund-
stücksfläche überwiegend versiegelten, in-
nerstädtischen Potenzialfläche (Bruch-
Areal) sowie der daran angrenzenden, be-
reits bestehenden Wohnbebauung.

Der Geltungsbereich weist durch die be-
stehenden Nutzungen auf der Fläche selbst 
sowie in der unmittelbaren Umgebung (u. a. 
Lage im innerstädtischen Bereich; Störwir-
kungen durch die noch partielle Nutzung 
des Geländes; Lärmeinfluss aus vorbeifüh-
renden Verkehrswegen) mit den entspre-
chenden Überbauungen und Versiegelun-
gen, Bewegungsunruhen sowie Lärmemis-
sionen und den daraus resultierenden Stö-
rungen bereits eine starke Vorbelastung auf.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten. 

Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtli-
nie sind ebenfalls nicht betroffen.

Zum gegenwärtigen Kenntnisstand ist nicht 
davon auszugehen, dass den Flächen inner-
halb des Geltungsbereiches eine essentielle 
Bedeutung als Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 
3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden 
kann, da die entsprechenden Arten n. Art. 4 
Abs. 2 oder Anh. I der VSR bzw. Anh. II der 
FFH-RL hier nachweislich nicht vorkommen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten 
Abfluss zugeführt werden müssen. Den um-
liegenden Anliegern darf kein zusätzliches 
Risiko durch unkontrollierte Überflutungen 
entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maß-
nahmen vorzusehen. Besonderer Maßnah-
men zur Abwehr von möglichen Überflutun-
gen sind während der Baudurchführung 
und bis hin zur endgültigen Begründung 
und Grundstücksgestaltung durch die 
Grundstückseigentümer zu bedenken.

Eine entsprechende Festsetzung gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 16c BauGB wurde getroffen.

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im 
Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum 
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen 
und zur Schadensminderung zu treffen. 

Die mögliche Betroffenheit und Vorbeuge-
maßnahmen zur Vermeidung von Schäden 
und zur Minimierung von Risiken können 
mit dem Zentralen Kommunalen Entsor-
gungsbetrieb (ZKE) abgestimmt werden.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Der durch die Realisierung des Projektes 
entstehende Verkehr (Zu- und Abfahrtsver-
kehr durch Bewohner und Besucher der Ap-
partement-Anlage) kann von der Scheidter 
Straße aufgenommen werden.

Zur genauen Beurteilung der verkehrlichen 
Auswirkungen wurde bereits ein Verkehrs-
gutachten erstellt. Das Gutachten ist zu 
dem Ergebnis gekommen, dass aus ver-
kehrsplanerischer Sicht einer Realisierung 
des Planvorhabens nichts entgegen spricht. 

Der ruhende Verkehr wird komplett auf den 
privaten Grundstücken - im Bereich des 
Bruch-Areals in einer Tiefgarage - geordnet. 
Dies trägt dazu bei, dass ruhender Verkehr 
und Parksuchverkehr auf den angrenzenden 
Straßen des Plangebietes vermieden wird.

Es ist davon auszugehen, dass die Belange 
des Verkehrs durch die vorliegende Planung 
nicht erheblich negativ beeinträchtigt wer-
den. Die Erschließung ist gewährleistet.

Auswirkungen auf die Belange der 
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung innerhalb des 
Plangebietes bereits grundsätzlich vorhan-
den. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des Kli-
mas, sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden

Wesentlich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes können weitge-
hend ausgeschlossen werden. Das Gebiet 
ist schon heute bereits überwiegend bebaut 
und vollständig erschlossen.

Im Bereich der bestehenden Wohnbebauun-
gen ermöglicht der Bebauungsplan aus-
schließlich geringfügige Nachverdichtungen 
bzw. Erweiterungen der bestehenden Ge-
bäudestrukturen (z. B. Anbau eines Winter-
gartens).

Das Areal der Bruch-Brauerei ist heute 
ebenfalls bereits überwiegend bebaut und 
versiegelt. Wesentliche Neuversiegelungen 
werden durch das Planvorhaben nicht her-
beigeführt.

Um den Belangen des Klimaschutzes Rech-
nung zu tragen, wurden zudem Festsetzun-
gen im Bebauungsplan vorgesehen, die ins-
besondere auch im Hinblick auf den Klima-
wandel angemessen sind (u. a. verpflichten-
de Installation von Photovoltaikanlagen; 
Begrünung von Flachdächern; Erhalt der 
privaten Grünstrukturen in den rückwärti-
gen Grundstücksbereichen).

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden

In der Landeshauptstadt Saarbrücken gibt 
es einen anhaltenden Bedarf nach Wohn-
raum, welcher derzeit auf ca. 4.100 - 5.100 
Wohnungen beziffert werden kann und die 
Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen 
erfordert.

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich u.a. um die Nachverdichtung einer Flä-
che im infrastrukturell erschlossenen Innen-
bereich. Die Priorisierung der Innenent-
wicklung und die Wiedernutzbarmachung 
von untergenutzten Flächen sind zentrale 
Aspekte der Bodenschutzklausel (vgl. § 1 
Abs. 5 S. 3 BauGB und § 1a Abs. 2 S. 1 
BauGB). Durch die vorgesehene 
Innenentwicklung wird perspektivisch die 
Inanspruchnahme von Flächen im 
Außenbereich verhindert (sparsamer Um-
gang mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB). Dies ist ein wichtiger Beitrag zur 
Reduzierung des Flächenverbrauchs und zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrund-
lagen.

Darüber hinaus trifft der Bebauungsplan 
Festsetzungen zur Begrenzung der Versie-
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gelung, um einen schonenden Umgang mit 
Grund und Boden zu gewährleisten und die 
ökologischen Bodenfunktionen zu erhalten, 
soweit wie es mit der Planung vereinbar ist. 

Auswirkungen auf private Belange

Es sind keine erheblich negativen Auswir-
kungen der Planung auf private Belange be-
kannt. Die bauplanungs- und bauordnungs-
rechtlichen Vorgaben werden eingehalten.

Ziel des Bebauungsplanes ist es, auf dem 
Areal der Bruch-Brauerei im Saarbrücker 
Stadtteil St. Johann eine Wohnanlage zu er-
richten und den Bereich neu zu gestalten. 
Gleichzeitig soll die bestehende Wohnbe-
bauung in der unmittelbaren Umgebung 
gesichert werden.

Hinsichtlich der bereits bestehenden 
Baustrukturen wird mit den getroffenen 
Vorschriften zwar eingegriffen, die betroffe-
nen Privatpersonen werden durch die vor-
liegende Planung jedoch gegenüber einer 
derzeitigen Beurteilung nach § 34 BauGB 
nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt.

Die Festsetzungen sind weitgehend aus der 
bestehenden Bebauung (WA 1 und WA 3) 
abgeleitet. Auswüchse in jeglicher Richtung 
werden dadurch vermieden. Auch die inner-
halb des Bereiches bestehenden Nutzungen 
bleiben in Zukunft weiterhin zulässig. Zu-
dem werden den Eigentümern, wo möglich, 
Erweiterungsmöglichkeiten in der überbau-
baren Fläche (insbesondere im rückwärti-
gen Bereich) eingeräumt.

Ebenso sind die gestalterischen Vorgaben 
aus der bestehenden Bebauung abgeleitet 
und dienen dazu, den Charakter des Plan-
gebiets und des Stadtbildes insgesamt zu 
bewahren und weiterzuentwickeln.

Die bereits bestehenden Gebäude innerhalb 
des Plangebietes bleiben nach den Festset-
zungen auch weiterhin zulässig.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des 
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

• Neuentwicklung und Neugestaltung 
des Bruch-Areals; Nachverdichtung im 
Sinne der Innen- vor Außenentwicklung, 
sparsamer Umgang mit Grund und Bo-
den

• Festschreibung der umgebenden Be-
bauung im Bestand und damit Vermei-
dung der Überprägung der Umgebung 
durch unmaßstäbliche Neubauten

• Deckung des dringenden Bedarfs an 
neuem Wohnraum in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken

• Neubebauung fügt sich harmonisch in 
die Umgebung ein; Störungen und Be-
einträchtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

• Erhalt bzw. Rekonstruktion der prägen-
den Bau-/Fassadenstrukturen der 
Bruch-Brauerei und damit insgesamt 
des Charakters des Bereiches

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

• Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden 

• Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange des Verkehrs, 
Ordnung des ruhenden Verkehrs auf 
den Grundstücken

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

• Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Landeshaupt-
stadt zu dem Ergebnis, das Planvorhaben 
umzusetzen.




